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Mandanten Information 
zum Jahresende 2022 

Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant,  
 
Corona-Pandemie, Ukraine-Krieg, Energieknappheit -auch in diesem Jahr folgt eine Krise auf die nächste. 
Zudem lasten die Auswirkungen von Fachkräftemangel und Lieferschwierigkeiten schwer auf vielen Un-
ternehmen, die ohnehin, wie der Verbraucherbereich auch, von der Inflation stark betroffen sind. 
 
Durch alle diese Faktoren bleibt der erhoffte Aufschwung vorerst aus. Insgesamt gilt es, die Nerven zu 
behalten und den Optimismus nicht zu verlieren. Der Gesetzgeber hat einige Unterstützungsmaßnahmen 
und Entlastungen auf den Weg gebracht. Hierzu gehören insbesondere das Steuerentlastungsgesetz 
2022, das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz, das Inflationsausgleichsgesetz und das Jahressteuergesetz 
(JStG) 2022. Mit Letzterem wurden bereits einige Vorhaben des sog. dritten Entlastungspakets auf den 
Weg gebracht, z.B. der Abbau der kalten Progression und die Entfristung und Erhöhung der Homeoffice-
Pauschale. Auch die Finanzgerichte haben in diesem Jahr einige wegweisende Entscheidungen gefällt. 
So hat sich der Bundesfinanzhof (BFH) u.a. dazu geäußert, wie die Zuordnung eines Wirtschaftsguts zum 
Unternehmen zu erfolgen hat, um in den Genuss eines Vorsteuerabzugs zu kommen. Deshalb informieren 
wir Sie mit dieser Mandanten- Information über die wichtigsten steuerlichen Neuregelungen, denn gerade 
in einem wirtschaftlich angespannten Umfeld und bei stetigen Kostensteigerungen ist es sinnvoll, die ent-
sprechenden Spielräume zu kennen. 
 
Unsere Mandanten-Information soll Ihnen dabei helfen, die für Sie relevanten steuerlichen Themen zu 
erkennen, um in diesem Bereich, zusammen mit unserer Unterstützung, optimal aufgestellt zu sein.  
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Sonderabschreibungsregeln 

 
Möglichkeit zur degressiven Abschrei-
bung verlängert 
 
Im Zuge der steuerlichen Erleichterungen auf-
grund der Corona-Krise ist für nach dem 
31.12.2019 und vor dem 01.01.2022 angeschaffte 
oder hergestellte bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens die Möglichkeit zur degres-
siven Absetzung für Abnutzung (AfA) in der steu-
erlichen Gewinnermittlung wieder eingeführt wor-
den. 
 
Durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz wurde 
nun die Möglichkeit zur degressiven Abschreibung 
auch auf Anschaffungen bzw. Herstellungen 
im Jahr 2022 ausgedehnt. 
 
Die jährliche degressive AfA beträgt das 2,5-fache 
der linearen Abschreibung, darf allerdings 25 % 
der Anschaffungs- und Herstellungskosten bzw. 
des jeweiligen Buchwerts nicht übersteigen. Die 
degressive AfA wird immer auf den Restbuchwert 
zum Ende des vorangegangenen Wirtschaftsjah-
res berechnet.  
 
Hinweis: Da die degressive Abschreibung voraus-
sichtlich nur noch im Jahr 2022 gilt, kann es steu-
erlich Sinn ergeben, Investitionen in bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (z.B. 
Fuhrpark) noch in diesem Jahr zu tätigen. Durch 
das erhöhte Abschreibungsvolumen zu Beginn 
der Nutzungsdauer werden somit Steuersparpo-
tentiale aus der Abschreibung schneller realisiert. 
 
Unmittelbare Abschreibung für digitale 
Wirtschaftsgüter 
 
Bestimmte „digitale Wirtschaftsgüter“, die ab dem 
01.01.2021 angeschafft worden sind, können be-
reits im Jahr der Anschaffung voll abgeschrie-
ben werden. Per Fiktion wird für diese eine Nut-
zungsdauer von höchstens einem Jahr angenom-
men. Voraussetzung hierfür ist die Aufnahme in 
das steuerliche Anlagenverzeichnis. 
 
Von der Vereinfachung umfasst sind Compu-
terhardware und Software, Zubehör wie Monitore, 
Speichermedien sowie Drucker. Bei Software ge-
hören z.B. Betriebssysteme und Anwenderpro-
gramme, aber auch komplexere ERPProgramme 
zu den begünstigten Wirtschaftsgütern. 
 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat in einem 
Schreiben vom 22.02.2022 klargestellt, dass die 
volle Abschreibung auch dann gilt, wenn z.B. ein 
PC unterjährig angeschafft wird. Nach der Ein-
schätzung des Instituts der Wirtschaftsprüfer soll 
die einjährige Nutzungsdauer für digitale Wirt-
schaftsgüter jedoch nicht für handelsrechtliche 
Zwecke übernommen werden. Hierdurch können 

Abweichungen zwischen handels- und steuer-
rechtlichem Wertansatz entstehen, wodurch die 
Steuererklärung und die Bilanzerstellung tenden-
ziell komplizierter werden. 
 

Steuerliche Betriebsprüfung 
 
Geplante Änderungen bei Betriebsprüfun-
gen 
 
Im Zuge der Umsetzung der unter dem Namen 
„DAC 7“ bekannten EU-Richtlinie hat die Bundes-
regierung einen Gesetzentwurf für Änderungen 
und Verschärfungen bei Betriebsprüfungen auf 
den Weg gebracht. Bereits zum 01.01.2023 unter-
liegen Betreiber digitaler Plattformen besonde-
ren Melde- und Dokumentationspflichten. Au-
ßenprüfungen sollen künftig früher begonnen und 
abgeschlossen werden. 
 
Der Entwurf beinhaltet folgende Themen, die für 
Jahre nach dem 31.12.2024 gelten sollen. 
 
Möglichkeit zum Teilabschluss der Prü-
fung 
 
Sind viele Themen der Prüfung in Bezug auf be-
stimmte Steuerarten und/oder Veranlagungsjahre 
geklärt, soll ein Teilabschluss der Prüfung möglich 
sein. So kann zu einem frühen Zeitpunkt Rechts-
sicherheit hergestellt werden. 
 
Qualifiziertes Mitwirkungsverlangen 
 
Durch das sog. qualifizierte Mitwirkungsverlangen 
soll eine stärkere Verbindlichkeit für die Beant-
wortung von Anfragen des Prüfers geschaffen 
werden. Das qualifizierte Mitwirkungsverlangen 
wird offiziell durch einen Bescheid an das Unter-
nehmen kommuniziert und umfasst den Inhalt üb-
licher Prüfungsanfragen. Die Zeit zur Beantwor-
tung des Verlangens soll einen Monat betragen. 
Wird diese Frist nicht eingehalten, muss ein Ver-
zögerungsgeld festgesetzt werden. Dieses beträgt 
pro Tag 100 € (maximal für 100 Tage). 
 
Weitere Zuschläge sind möglich. Sowohl die ord-
nungsmäßige Anordnung des qualifizierten 
Mitwirkungsverlangens selbst als auch daraus 
erfolgende Verzögerungsgelder und Zuschläge 
können mit einem Einspruch oder ggf. mit Klage 
vor dem Finanzgericht angegriffen werden. 
 
Hinweis: Durch das qualifizierte Mitwirkungsver-
langen haben Prüfer also künftig ein Mittel an der 
Hand, den zeitlichen Druck bei der Beantwortung 
von Prüfungsanfragen zu erhöhen. Weil aber 
Rechtsmittel möglich sind, kann auch die Ange-
messenheit der Prüfungsanfrage überprüft wer-
den, z.B. ob diese im Einzelfall von ihrem Umfang 
her überhaupt angemessen ist. 
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Begrenzung der Ablaufhemmung 
 
Bisher trat die Festsetzungsverjährung, also der 
Zeitpunkt, zu dem Steuerbescheide vom Finanz-
amt nicht mehr änderbar waren, erst ein, wenn die 
aufgrund der Betriebsprüfung erlassenen geän-
derten Bescheide formal bestandskräftig waren. 
Nun soll eine Betriebsprüfung nur noch für ma-
ximal fünf Jahre nach Erlass der Prüfungsanord-
nung den Ablauf der Festsetzungsfrist hem-
men. Diese Regelung soll die Finanzämter dazu 
bewegen, Prüfungen zeitig abzuschließen. Bei 
Mängeln in der Mitwirkung des Steuerpflichtigen 
kann sich der Ablauf der Festsetzungsfrist jedoch 
mindestens um ein weiteres Jahr verzögern. 
 
Bereits ab 2023 soll es den Finanzämtern außer-
dem möglich sein, Prüfungsschwerpunkte festzu-
legen, um so den Ablauf der Prüfung effizienter zu 
gestalten und zu beschleunigen. Darüber hinaus 
soll es auch schon ab 2023 möglich sein, Ver-
handlungen und Schlussbesprechungen auf elekt-
ronischem Weg, etwa über Videokonferenzen, 
zu führen. 
 
 

Steuerfreier Arbeitslohn 
 
Corona-Bonus für Pflegeberufe 
 
Zur Erinnerung: 
Für die in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtun-
gen beschäftigten Arbeitnehmer wird ein sog. 
Pflegebonus von bis zu 4.500 €, den der Arbeit-
geber zur Anerkennung besonderer Leistungen - 
wie während der Corona-Krise - ausbezahlt, als 
steuerfrei behandelt. Profitieren können auch Be-
schäftigte in Einrichtungen für ambulantes Operie-
ren und in bestimmten Vorsorge- und Rehabilitati-
onseinrichtungen, Dialyseeinrichtungen, Arzt- und 
Zahnarztpraxen sowie bei Rettungsdiensten. 
 
Begünstigt sind entsprechende Auszahlungen 
nur noch bis zum 31.12.2022. 
 
 

Steuerentlastungsgesetz 2022 
 
Neuerungen beim häuslichen Arbeitszim-
mer 
 
Durch das JStG 2022 gibt es Neuerungen beim 
häuslichen Arbeitszimmer. 
 
Steht kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, soll 
der bisherig bestehende Höchstbetrag von 1.250 
€ in einen Pauschbetrag in gleicher Höhe umge-
wandelt werden. Damit kommt es also auf den de-
taillierten Nachweis der Kosten nicht mehr an. 
Dies ist ein erheblicher Vorteil zur bisherigen Re-
gelung. Werden verschiedene Tätigkeiten ausge-
übt und sind die Voraussetzungen für den Abzug 

der Jahrespauschale jeweils erfüllt, soll die Jah-
respauschale auf die verschiedenen Tätigkeiten 
aufzuteilen sein. Die Jahrespauschale ist dabei 
raumbezogen anzuwenden und kann auf meh-
rere Nutzer aufgeteilt werden. Bisher galt bei meh-
reren Nutzern ein nutzerbezogener Abzugsbe-
trag (jeder Nutzer konnte also insoweit den Ab-
zugsbetrag von bis zu 1.250 € geltend machen). 
 
Ein voller Abzug der Kosten ist nur noch dann 
möglich, wenn das häusliche Arbeitszimmer den 
Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruf-
lichen Tätigkeit bildet. 
 
Entlastungen für Arbeitnehmer 
 
Das am 28.05.2022 in Kraft getretene Steuerent-
lastungsgesetz 2022 enthält als Reaktion auf den 
enormen Anstieg der Energiepreise einige nen-
nenswerte Entlastungen für Arbeitnehmer. 
 
Höhere Entfernungspauschale 
 
Eigentlich war vorgesehen, die Pauschale für 
Fernpendler und Steuerpflichtige mit doppelter 
Haushaltsführung erst zum 01.01.2024 ab dem 
21. Entfernungskilometer von 0,35 € auf 0,38 € an-
zuheben. Diese Regelung wurde nun vorgezogen 
und gilt rückwirkend bereits ab dem 01.01.2022. 
Die Erhöhung ab dem 21. Entfernungskilometer 
gilt bis einschließlich 2026. Für die ersten 20 Kilo-
meter bleibt die Pauschale unverändert bei 0,30 €. 
 
Höherer Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
 
Bei Einkünften aus Arbeitnehmertätigkeit wird von 
Gesetzes wegen ein Pauschbetrag für Werbungs-
kosten angesetzt, die nicht nachgewiesen werden 
müssen. Dieser betrug bisher 1.000 € und wurde 
rückwirkend für 2022 auf 1.200 € angehoben. 
Der Pauschbetrag wird auch im Rahmen des 
Lohnsteuerabzugs berücksichtigt. Dies bedeutet 
aber auch, dass im Jahr 2022 erst bei Werbungs-
kosten, die den Betrag von 1.200 € übersteigen, 
überhaupt ein steuerlicher Effekt eintritt. 
 
Da sich die Anhebung des Grundfreibetrags und 
des Arbeitnehmer- Pauschbetrags unmittelbar auf 
die Höhe von Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
und ggf. Kirchensteuer auswirkt, ist der bisher im 
Jahr 2022 vorgenommene Lohnsteuerabzug vom 
Arbeitgeber grundsätzlich neu zu berechnen. 
 
 

Änderungen bei Mini- und Midijobs 
 
Erhöhung der Grenzen für Mini- und Mi-
dijobs und neuer Mindestlohn 
 
Insbesondere in Zeiten des Arbeitskräftemangels 
können Beschäftigungsverhältnisse unterhalb ei-
ner Vollzeittätigkeit für Unternehmen interessante 
Instrumente sein, um auf personelle Engpässe zu 
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reagieren. Steuer- und sozialversicherungsrecht-
lich sind diese Tätigkeiten durch wenige bzw. 
keine Abzüge für Arbeitnehmer interessant; wei-
terhin profitieren sie von einer vergleichsweise 
niedrigen Versteuerung. 
Erhöhung der Entgeltgrenze bei Minijobs 
 
Bei den sog. Minijobs galt bis zum 30.09.2022 eine 
monatliche Geringfügigkeitsgrenze für das Ar-
beitsentgelt i.H.v. 450 €. Ab dem 01.10.2022 er-
höht sich die Geringfügigkeitsgrenze auf monat-
lich 520 €. 
 
Zum 01.10.2022 ist außerdem der gesetzliche 
Mindeststundenlohn auf 12 € angehoben wor-
den, nachdem er bereits zum 01.07.2022 auf 
10,45 € erhöht worden war. Der Mindestlohn muss 
auch bei Minijobbern berücksichtigt werden. Folg-
lich darf im Monat grundsätzlich eine gewisse 
Höchststundenzahl nicht überschritten werden. 
 
Hinweis: Erhält der Minijobber ab dem 
01.10.2022 den gesetzlichen Mindestlohn von 12 
€ pro Stunde, ist (rechnerisch) eine maximale 
Stundenzahl von 43,33 Stunden pro Monat mög-
lich. 
 
Änderung des Übergangsbereichs bei  
Midijobs 
 
Als Midijob bezeichnet man bis zum 30.09.2022 
ein Beschäftigungsverhältnis mit einem regelmä-
ßigen Arbeitsentgelt zwischen 450,01 € und 1.300 
€ pro Monat. In diesem Verdienstbereich sind die 
Sozialabgaben für Arbeitnehmer günstiger als in 
der regulären Verbeitragung. 
 
Zum 01.10.2022 hat sich der Übergangsbereich, 
entsprechend der Anhebung bei den Minijobs, auf 
eine Spanne zwischen 520,01 € und 1.600 € im 
Monat verschoben. Bei einem Mindestlohn von 
12 € und der auf 1.600 € angehobenen Entgelt-
grenze kann der Arbeitsumfang also maximal 
133,33 Stunden betragen. 
 
Höherer Verdienst bei Midijobs 
 
Zum 01.10.2022 ist die Höchstgrenze für eine Be-
schäftigung im Übergangsbereich (Midijob) von 
1.300 € auf 1.600 € angehoben worden. Geplant 
ist, diese Höchstgrenze ab dem 01.01.2023 um 
weitere 400 € auf monatlich 2.000 € anzuheben. 
 
 

Drittes Entlastungspaket 
 
Weitere Entlastungen für Arbeitnehmer 
 
Im Rahmen des sog. dritten Entlastungspakets hat 
die Koalition am 03.09.2022 weitere finanzielle 
Entlastungen vor dem Hintergrund der Energie-
krise und der Inflation beschlossen. Für Arbeitneh-
mer sind hierbei insbesondere die folgenden 

Entlastungen geplant, wobei die Einzelheiten noch 
nicht feststehen. 
 
Entfristung der Homeoffice-Pauschale 
 
Die derzeit noch bis Ende 2022 geltende Home-
office-Pauschale mit einem Höchstbetrag von 
600 € im Jahr (120 Tage i.H.v. 5 € pro Tag) wird 
dauerhaft entfristet, und der maximale Abzugsbe-
trag erhöht sich auf 1.000 € pro Jahr. Das gilt 
unabhängig davon, ob die Tätigkeit in einer Ar-
beitsecke oder im häuslichen Arbeitszimmer er-
folgt. 
 
Steuerfreie Prämie für Arbeitnehmer 
 
Diese Regelung wurde durch ein separates Ge-
setz bereits beschlossen. Unternehmen, die ihren 
Arbeitnehmern zusätzlich zum vereinbarten Ar-
beitslohn eine Prämie oder einen Bonus zahlen, 
können dies im Zeitraum vom 26.10.2022 bis zum 
Ablauf des 31.12.2024 bei einem Betrag bis zu 
3.000 € steuer- und sozialversicherungsfrei 
durchführen. 
 
Wichtig ist, dass bereits vertraglich vereinbarte 
Zahlungen (z.B. Tantiemen) nicht in eine steuer-
freie Corona- Prämie umgewidmet werden kön-
nen. 
 
Weiterhin erleichterter Zugang zum Kurzarbei-
tergeld 
 
Die bisherigen bis zum 30.09.2022 befristeten Re-
gelungen zum erleichterten Zugang zum Kurzar-
beitergeld für Unternehmen sollen weiter fortge-
führt werden. 
 

Grundsteuerthemen 
 
Frist zur Abgabe der Feststellungserklä-
rung verlängert 
 
Durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) aus dem Jahr 2018 ist eine Neubewer-
tung aller Grundstücke in Deutschland für Zwecke 
der Grundsteuer notwendig. Der Gesetzgeber hat 
hierauf 2019 mit dem Grundsteuer-Reformgesetz 
reagiert. Demnach soll ab dem Jahr 2025 die 
Grundsteuer erstmals nach den neuen Regelun-
gen festgesetzt werden. In einem ersten Schritt ist 
dafür die Bewertung der Grundstücke auf die 
Wertverhältnisse des 01.01.2022 notwendig. 
Hierzu gibt es ein einheitliches Bundesmodell zur 
Bewertung, allerdings können die Bundesländer 
auch eigene Modelle verwenden. Baden-Württem-
berg, Bayern, Niedersachsen, Hessen und Ham-
burg haben hier eigene Modelle, die in der Ten-
denz etwas einfacher ausgestaltet sind. Das Saar-
land und Sachsen verwenden das Bundesmodell 
mit Abweichungen. 
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Die erforderlichen Grundsteuererklärungen wa-
ren ursprünglich bis zum 31.10.2022 abzuge-
ben. Die Frist wurde nun einmalig auf den 
31.01.2023 als letztmöglichen Abgabezeitpunkt 
verlängert. Bei verspäteter Abgabe drohen 
Zwangsgelder. 
 
 

Energetische Gebäudesanierung 
 
Neue Details zur steuerlichen Förderung 
 
Energetische Sanierungsmaßnahmen (z.B. Ein-
bau neuer Fenster, Optimierung der Heizung) an 
selbstgenutztem Wohneigentum sind ab dem 
01.01.2020 für einen befristeten Zeitraum von 
zehn Jahren steuerlich absetzbar. Die Steuerer-
mäßigung beträgt 20 % der Aufwendungen, maxi-
mal insgesamt 40.000 €. Die Investitionsober-
grenze beträgt also 200.000 €. Der Abzug von der 
Einkommensteuer erfolgt im Jahr des Abschlus-
ses der Maßnahme und im folgenden Kalender-
jahr i.H.v. 7 % des Aufwands, maximal jeweils 
14.000 €, und im dritten Kalenderjahr i.H.v. 6 % 
der Aufwendungen, maximal 12.000 €. Das Fi-
nanzministerium Schleswig-Holstein hat im Jahr 
2022 zu verschiedenen Details Stellung genom-
men. 
 
Wärmeschutz begünstigt 
 
Ab 2021 können Maßnahmen zur Verbesserung 
des Wärmeschutzes isoliert vorgenommen und 
gefördert werden. Bisher wurden solche Maßnah-
men nur dann begünstigt, wenn sie zusammen mit 
der Wärmedämmung von Wänden oder der Er-
neuerung von Fenstern und Außentüren vorge-
nommen wurden. 
 
Kosten für einen Energieberater 
 
Als Aufwendungen für energetische Maßnahmen 
gelten auch die Kosten für Energieberater. Diese 
sind i.H.v. 50 % auf die Einkommensteuer anre-
chenbar. Allerdings dürfen die Kosten nur im ers-
ten Jahr angesetzt werden. Hierdurch kann es 
passieren, dass Abzugspotenzial unberücksichtigt 
bleibt, denn die anrechenbaren Kosten für den 
Energieberater sind in den jeweiligen Abzugs-
höchstbetrag einzubeziehen. 
 
Beispiel: 
Ein Steuerpflichtiger hat 2021 Aufwendungen für 
energetische Maßnahmen i.H.v. 175.000 € sowie 
Kosten für den Energieberater i.H.v. 10.000 €. 
 
Abzug 2021: 175.000 € x 7 % = 12.250 € 
 
Kosten für den Energieberater können dann nur 
i.H.v. 1.750 € berücksichtigt werden, nämlich bis 
der jährliche Abzugsbetrag von 14.000 € „aufge-
füllt“ ist. Bei den Abzügen 2022 und 2023 kann der 
Restbetrag der Kosten für den Energieberater 
nicht mehr berücksichtigt werden. 

 
Diese Regelung widerspricht dem Sinn und 
Zweck, den Abzug der Kosten des Energiebera-
ters zu begünstigen. In der Realität dürften sich 
damit die Kosten des Energieberaters, trotz grund-
sätzlich großzügiger Abzugsregelung im Gesetz, 
weniger auswirken. Dies dürfte ggf. künftig zum 
Streit vor den Finanzgerichten führen. Entspre-
chende Bescheide sollten mit Einspruch offenge-
halten werden. Auf einen Energieberater zu ver-
zichten, ergibt zumindest bei größeren Sanierun-
gen in der Regel sachlich keinen Sinn, da dieser 
ein wertvolles Gesamtkonzept hinsichtlich des 
sinnvollen Zusammenwirkens der einzelnen Maß-
nahmen erstellen kann. 
 
Hinweis: Ab 2023 sollen gasbetriebene Wärme-
pumpen, Gasbrennwerttechniken und Gas-Hyb-
ridheizungen aus der Förderung herausgenom-
men werden. 
 
 

Gebäudeabschreibung 
 
Neuerungen bei der Gebäudeabschrei-
bung 
 
Keine Abschreibung nach tatsächlicher Nut-
zungsdauer 
 
Neben dem bisherigen typisierten jährlichen Ab-
schreibungssatz von regelmäßig 2 % gab es auch 
immer die Möglichkeit, die Gebäudeabschreibung 
in Ausnahmefällen nach einer tatsächlich kürzeren 
Nutzungsdauer zu berechnen. Hierzu musste dar-
gelegt werden, warum das Gebäude eine Nut-
zungsdauer von weniger als 50 Jahren aufweist, 
was einer Abschreibung von jährlich 2 % entspre-
chen würde (z.B. bei Gebäuden in Leichtbau-
weise). 
 
Nach derzeitigem Stand des Entwurfs zum JStG 
soll es nicht mehr möglich sein, einen kürzere Nut-
zungsdauer, etwa durch ein Gutachten, nachzu-
weisen. Es soll stets eine typisierte Nutzungs-
dauer gelten (siehe nachfolgend). Totalabschrei-
bungen bei einem vollständigen Wertverfall wer-
den aber wohl weiterhin möglich sein. Die Rege-
lung soll ab 2023 gelten. Ob sie tatsächlich kommt, 
hängt von der finalen Fassung des Gesetzes ab. 
 
 
Geplante Erhöhung der linearen Gebäudeab-
schreibung 
 
Der bisherige Abschreibungssatz für Wohnge-
bäude beträgt 2 %, bei manchen Altbauten ggf. 2,5 
%. Der Abschreibungssatz soll nun durch das 
JStG 2022 auf 3 % der Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten angehoben werden. Die regelmä-
ßige Abschreibungsdauer beträgt dann künftig 
regelmäßig nur noch 33 Jahre und nicht mehr re-
gelmäßig 50 Jahre. Die Regelung soll für nach 
dem 30.06.2023 erstellte Wohngebäude gelten. 
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Photovoltaik und Steuern 
 
Steuerbefreiung bei Photovoltaikanlagen 
 
Durch das JStG 2022 soll für Einnahmen aus Pho-
tovoltaikanlagen bis zu einer Bruttonennleistung 
von 30 kW bei Einfamilienhäusern und Gewerbei-
mmobilien bzw. 15 kW je Wohn- und Gewerbeein-
heit bei übrigen, überwiegend zu Wohnzwecken 
genutzten Gebäuden eine Steuerbefreiung für die 
Einkommensteuer eingeführt werden. Die Steuer-
befreiung soll unabhängig von der Verwendung 
des erzeugten Stroms (Eigennutzung oder Ver-
kauf) gewährt werden. Diese Regelung ist für Ein-
nahmen und Entnahmen anzuwenden, die nach 
dem 31.12.2022 erzielt oder getätigt werden. 
 
Für die Lieferung und die Installation von Photo-
voltaikanlagen für Wohnungen und öffentliche Ge-
bäude soll künftig, d.h. voraussichtlich ab 
01.01.2023, ein umsatzsteuerlicher Nullsteuer-
satz eingeführt werden. Das gilt dann, wenn es 
sich um eine Leistung an den Betreiber der Photo-
voltaikanlage handelt und die Anlage auf oder in 
der Nähe von (Privat-)Wohnungen sowie öffentli-
chen Gebäuden (für gemeinnützige Zwecke) in-
stalliert wird. Damit müssen die Betreiber der Pho-
tovoltaikanlagen nicht mehr auf die Kleinunterneh-
merregelung verzichten, um sich die Vorsteuerbe-
träge erstatten zu lassen. 
 
Wer bereits eine Anlage in Auftrag gegeben hat o-
der derjenige, bei dem bereits vorbereitende Leis-
tungen im Zusammenhang mit einer Photovoltaik-
anlage durchgeführt worden sind, steht vor der 
Frage, ab wann der Nullsteuersatz bei der Um-
satzsteuer zur Anwendung kommt. Der Tag der 
Bestellung der Anlage ist nicht erheblich, stattdes-
sen kommt es auf den Leistungszeitpunkt an. 
Als Leistungszeitpunkt gilt der Tag der Lieferung 
bzw. Installation oder - wenn eine Abnahme des 
fertiggestellten Werks vereinbart wurde bzw. vor-
gesehen ist - der Tag der Übergabe und Ab-
nahme. Besonderheiten können bei sog. Teilleis-
tungen gelten. 
 
Wenn eine Photovoltaikanlage auf einem Grund-
stück installiert wird, das mehreren gehört, wie 
z.B. bei einer Personengesellschaft (GbR, KG 
etc.), wird das Grundstück in bestimmten Fällen 
Betriebsvermögen. Ein späterer Verkauf oder eine 
Entnahme ins Privatvermögen kann daher steuer-
pflichtig werden. Der Gesetzgeber hat hier zwar 
eine Entschärfung der Problematik vorgesehen, 
allerdings nicht in allen Fällen. Vor der Anschaf-
fung einer Photovoltaikanlage sollte daher 
 
 
 
 
 
 

Einkünfte aus Kapitalvermögen 
 
Geplante Erhöhung des Sparer-Pauschbe-
trags 
 
Einzelne Werbungskosten (z.B. Bankgebühren) 
können bei Kapitaleinkünften im Rahmen der Ab-
geltungsteuer nicht abgezogen werden. Stattdes-
sen gibt es Pauschalbeträge, die unabhängig von 
den tatsächlichen Aufwendungen im Zusammen-
hang mit den Einkünften aus Kapitalvermögen 
steuermindernd angesetzt werden können. 
 
Bisher betrug der Sparerpauschbetrag 801 € für 
Ledige und 1.602 € bei Zusammenveranlagung. 
Ab dem 01.01.2023 sollen die Beträge auf 1.000 € 
für Ledige und 2.000 € bei Zusammenveranla-
gung steigen. Bereits erteilte Freistellungsauf-
träge sollen dann prozentual erhöht werden. 
 
Geplante ehegattenübergreifende Ver-
lustverrechnung 
 
Verluste bei den Einkünften aus Kapitalvermögen 
können z.B. im Rahmen von Aktienverlusten oder 
Termingeschäften entstehen. Bisher war es nicht 
möglich, dass Ehegatten ihre Gewinne oder Ver-
luste aus Kapitalvermögen im Rahmen der Veran-
lagung untereinander verrechnen konnten. Wenn 
also z.B. der Ehemann im Jahr 2.000 € Gewinn 
aus Aktienverkäufen erzielt hatte, die Ehefrau 
aber 1.000 € Verluste aus Aktien, war es nicht 
möglich, den steuerpflichtigen Gewinn des Ehe-
manns um 1.000 € zu reduzieren. 
 
Im Rahmen des geplanten JStG 2022 soll es nun 
möglich werden, in einem Veranlagungszeitraum 
Gewinne und Verluste bei Einkünften aus Kapi-
talvermögen ehegattenübergreifend zu verrech-
nen. Entsprechend wäre dann die Reduzierung 
der steuerpflichtigen Kapitaleinkünfte im vorge-
nannten Beispiel um 1.000 € durch Verrechnung 
mit den Verlusten der Ehefrau möglich. 
 
 
Entlastungen für alle Steuerpflichtigen 

 
Steuerentlastungsgesetz 2022 
 
Das am 28.05.2022 in Kraft getretene Steuerent-
lastungsgesetz 2022 bringt weitere Entlastungen 
für alle Steuerpflichtigen. 
 
Energiepreispauschale 
 
Die Energiepreispauschale (EPP) beträgt einmalig 
300 €. Anspruchsberechtigt sind alle Personen mit 
unbeschränkter Steuerpflicht in Deutschland, die 
im Jahr 2022 ein Erwerbseinkommen erzielt ha-
ben. Dies umfasst Arbeitnehmer sowie Selbstän-
dige. Rentner und Beamtenpensionäre erhielten 
die EPP zunächst nicht. 
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Rentner erhalten nunmehr über die Rentenversi-
cherung eine Einmalzahlung i.H.v. 300 € zum 
01.12.2022. Studenten sowie Fachschüler erhal-
ten eine Einmalzahlung von 200 €. 
 
Arbeitnehmern wurde die EPP vom Arbeitgeber im 
September 2022 mit der Lohnabrechnung ausge-
zahlt. Bei einer quartalsweisen Lohnsteuermel-
dung konnte der Arbeitgeber die EPP im Oktober 
2022 auszahlen und bei einer Jahresmeldung auf 
die Auszahlung verzichten. 
 
Hinweis: Im letzteren Fall erhalten Arbeitnehmer 
die Pauschale im Rahmen ihrer Einkommensteu-
erveranlagung 2022. 
 
Bei Steuerpflichtigen mit Gewinneinkünften, für 
die die Einkommensteuer-Vorauszahlung auch für 
das dritte Quartal 2022 festgesetzt wurde, wird 
diese Festsetzung seitens des Finanzamts um die 
EPP gemindert neu festgesetzt. Die EPP ist ein-
kommensteuerpflichtig sowohl bei Arbeitneh-
mern als auch bei den Gewinneinkünften. Auch 
die Einmalzahlung für Rentner ist steuerpflichtig. 
 
Kinderbonus 
 
Familien erhalten für jedes Kind, ergänzend zum 
Kindergeld, einen Einmalbonus i.H.v. 100 € von 
der Familienkasse ausgezahlt, wenn zu irgendei-
nem Zeitpunkt des Jahres 2022 (und nicht nur für 
den Monat Juli 2022) ein Anspruch auf Kindergeld 
bestand. 
 
Die Zahlungen sind ab Juli 2022 erfolgt. Der Bo-
nus wird auf den Kinderfreibetrag im Rahmen der 
Günstigerprüfung in der Einkommensteuererklä-
rung 2022 angerechnet. 
 
Höherer Grundfreibetrag 
 
Der Grundfreibetrag bei der Einkommensteuer 
wird rückwirkend zum 01.01.2022 von 9.984 € auf 
10.347 € erhöht. Bei Zusammenveranlagten ver-
doppeln sich die Beträge. Bei Lohnabrechnungen 
wird dies bereits rückwirkend berücksichtigt, bei 
Gewinneinkünften wirkt sich die Absenkung dann 
im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 
aus. Zum 01.01.2023 ist eine Anhebung auf 
10.908 € vorgesehen. Im Jahr 2024 ist dann eine 
weitere Anhebung auf 11.604 € geplant (bei Zu-
sammenveranlagten verdoppeln sich die Be-
träge). 
 
Regelungen zum Inflationsausgleich 
 
Durch die nach wie vor hohe Inflation werden alle 
Bürger belastet. Am 14.09.2022 hat das Bundes-
kabinett den Entwurf für ein Inflationsausgleichs-
gesetz verabschiedet, das die Bürger durch steu-
erliche Maßnahmen insbesondere beim Einkom-
mensteuertarif sowie beim Kindergeld entlasten 
soll. 
 

Änderungen beim Spitzensteuersatz 
 
Beim Einkommensteuertarif sollen die Tarifeck-
werte, ab denen der Spitzensteuersatz greift, an-
gehoben werden. Das bedeutet konkret, dass der 
Spitzensteuersatz von 42 % 2023 erst bei 
62.810 € statt wie bisher bei 58.597 € greift. 2024 
soll er bei 66.761 € beginnen. Alle genannten 
Werte verdoppeln sich bei Zusammenveranla-
gung entsprechend. Die Tarifeckwerte zur sog. 
„Reichensteuer“ von 45 % werden jedoch unver-
ändert beibehalten. Diese beginnt ab einem Ein-
kommen von 277.826 €, bei Zusammenveranla-
gung gilt der doppelte Betrag. 
 
Erhöhungen beim Kindergeld und Kinderfrei-
betrag 
 
Der Kinderfreibetrag soll für jeden Elternteil erhöht 
werden. Begonnen wird mit einer rückwirkenden 
Erhöhung im Jahr 2022 von 2.730 € auf 2.810 €, 
im Jahr 2023 erfolgt eine Erhöhung auf 3.012 € 
und schließlich gibt es im Jahr 2024 eine Erhö-
hung auf 3.192 €. Für das Kindergeld soll für das 
Jahr 2023 eine Erhöhung in einem Schritt erfol-
gen. 
Anzahl Kinder/Kindergeld bisher: 
1. Kind 219 €  
2. Kind 219 €  
3. Kind 225 €  
4. Kind und weitere 250 € 
Ab dem 01.01.2023 beträgt das Kindergeld 250 € 
je Kind. 
Außerdem soll der Unterhalthöchstbetrag für Zah-
lungen an unterhaltsberechtigte Personen ab 
2022 angehoben werden. Da die Höhe des 
Höchstbetrags an den Grundfreibetrag angelehnt 
ist, sollen künftige Anpassungen ab 2022 durch 
automatische Anpassung an den Grundfreibetrag 
erfolgen. 
 
Ermäßigter Steuersatz auf Gaslieferungen 
 
Der Umsatzsteuersatz für die Lieferung von Gas 
über das Erdgasnetz wird vorübergehend von 19 
% auf 7 % gesenkt werden. Diese Regelung wurde 
mittlerweile beschlossen und gilt vom 01.10.2022 
bis 31.03.2024. 
 
Nachzahlungs- und Erstattungszinsen 

 
Neuregelung der steuerlichen Verzinsung 
 
Bisher wurden Steueransprüche des Finanzamts 
bzw. Erstattungsansprüche des Steuerpflichtigen 
mit jährlich 6 % verzinst. Diesen Zinssatz hat das 
BVerfG im Jahr 2021 ab 2014 wegen der Zinsent-
wicklung für unzulässig erklärt. Die bisherige Höhe 
sollte für bis einschließlich in das Jahr 2018 fal-
lende Verzinsungszeiträume weiterhin anwendbar 
sein. Ab dem Jahr 2019 gelten nun neue Regelun-
gen. Für Verzinsungszeiträume ab dem 
01.01.2019 wird der Zinssatz rückwirkend auf 0,15 
% pro Monat, also 1,8 % pro Jahr, gesenkt. Zu 
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beachten ist, dass nach wie vor eine 15-monatige 
zinsfreie Zeit gilt, berechnet ab dem Zeitpunkt, zu 
dem die Steuer entstanden ist. 
Die Neuregelung gilt für alle verzinslichen Steuer-
arten, also z.B. Körperschaftsteuer, Einkommens-
teuer, Gewerbesteuer sowie Umsatzsteuer. Der 
Zinssatz soll alle zwei Jahre geprüft werden. 
 
Keine nachträgliche Rückforderung von Er-
stattungen 
 
Erstattungszinsen kann das Finanzamt grundsätz-
lich nicht nachträglich zurückfordern, hier gilt ein 
Vertrauensschutz. Schon bisher war es möglich, 
für Nachzahlungszinsen einen Antrag auf Ausset-
zung der Vollziehung bis zur entsprechenden 
Neuregelung zu stellen. Hierdurch konnten Nach-
zahlungszinsen auch nachträglich wieder erstattet 
werden. Für diese Fälle werden nun reduzierte 
Zinsbescheide erlassen, die anstatt 0,5 % pro Mo-
nat nur noch 0,15 % pro Monat Verzinsung vorse-
hen. Wenn die festgesetzten Nachzahlungszinsen 
in voller Höhe bezahlt waren und nicht bestands-
kräftig geworden sind, werden die Finanzkassen 
entsprechende Differenzerstattungen zwischen al-
tem und neuem Zinssatz zugunsten der Steuer-
pflichtigen vornehmen. 
 
Pflegeaufwand steuerlich geltend machen  
Abzug von Aufwendungen für ambulante 
Pflege 
 
In einem am 12.04.2022 vom BFH entschiedenen 
Fall ging es um Kosten für eine ambulante Tages-
pflege, die eine Tochter für ihre Mutter übernom-
men hatte. Demnach gilt: Die Steuerermäßigung 
für haushaltsnahe Dienstleistungen kann auch 
von Steuerzahlern in Anspruch genommen wer-
den, denen Aufwendungen für die ambulante 
Pflege und Betreuung eines Dritten erwachsen. 
Folglich können Kinder die Kosten für eine ambu-
lante Pflege ihrer Eltern abziehen, wenn sie die 
Kosten getragen haben. Dies gilt auch, wenn die 
Pflege- und Betreuungsleistungen nicht im eige-
nen Haushalt des Steuerpflichtigen, sondern im 
Haushalt der gepflegten oder betreuten Person 
ausgeübt oder erbracht werden. Für die Inan-
spruchnahme der Steuerermäßigung für ambulant 
erbrachte Pflege- und Betreuungsleistungen ist 
weder Voraussetzung, dass der Steuerpflichtige 
für die Aufwendungen eine Rechnung erhalten 
noch in den Zahlungsvorgang ein Kreditinstitut 
eingebunden hat. Hinweis: Es ist entscheidend, 
wer den Pflegevertrag abgeschlossen hat. Nur 
wenn der Zahlende vertraglich dazu verpflichtet 
ist, sind die Kosten abziehbar. Wird hingegen auf 
die Schuld des Betreuten, also Vater oder Mutter, 
hin gezahlt, weil diese(r) den Pflegevertrag abge-
schlossen hat, liegt steuerlich unerheblicher Dritt-
aufwand vor. 
 
 
 
 

Steuerlicher Spendenabzug 
 
Unterstützung der Betroffenen des Ukraine-
Kriegs 
 
Durch die Ukraine-Krise ist Deutschland mit einer 
großen Zahl an Flüchtlingen konfrontiert. Darüber 
hinaus besteht vielfach der Wunsch, auch die Be-
völkerung im Kriegsgebiet durch Spenden huma-
nitär zu unterstützen. Das BMF hat sich in Form 
einer FAQ-Liste zur steuerlichen Abzugsfähigkeit 
solcher Hilfsleistungen geäußert. Spenden, die an 
direkt in der Ukraine ansässige Organisationen 
geleistet werden, sind nach deutschem Recht 
nicht abziehbar, da die Ukraine nicht Mitglied in 
der EU bzw. des Europäischen Wirtschaftsraums 
ist. Spenden an deutsche steuerbegünstige Orga-
nisationen, die in der Ukraine tätig werden oder in 
Deutschland ankommenden Flüchtlingen helfen, 
sind abziehbar. Geld- oder Sachspenden, die di-
rekt ohne die Zwischenschaltung einer gemeinnüt-
zigen Organisation an Betroffene geleistet wer-
den, sind nicht abziehbar. 
 
Spenden an Hilfsorganisationen innerhalb der 
EU 
 
Spenden an Hilfsorganisationen innerhalb der EU, 
aber außerhalb Deutschlands, sind nur abzugsfä-
hig, wenn die Organisation auch nach deutschem 
Recht begünstigt wäre bzw. die Tätigkeit dieses 
Zuwendungsempfängers auch zum Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland beitragen kann. Die 
Nachweisführung dürfte nicht ganz einfach sein, 
wenn der Empfänger nicht bereits entsprechende 
Belege vorbereitet hat. 
 
 
 

Abgabe von Steuererklärungen 
 
Verlängerte Abgabefristen 
 
Durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz wur-
den die Abgabefristen für Steuererklärungen (Ein-
kommensteuer, Körperschaftsteuer, Gewerbe-
steuer, Umsatzsteuer) verlängert. Die Verlänge-
rungen gelten für die Veranlagungszeiträume 
2020 bis 2024. Für Steuererklärungen, die durch 
Steuerberater erfolgen, gelten folgende Abgabe-
fristen: 
・ Jahr 2020: bis 31.08.2022 
・ Jahr 2021: bis 31.08.2023 
・ Jahr 2022: bis 31.07.2024 
・ Jahr 2023: bis 31.05.2025 
・ Jahr 2024: bis 30.04.2026 
 
Für Steuerpflichtige, die ihre Steuererklärungen 
selbst abgeben, wurden die Abgabefristen eben-
falls verlängert, allerdings mit kürzeren Zeiträu-
men: 
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・ Jahr 2020: bis 31.10.2021 
・ Jahr 2021: bis 31.10.2022 
・ Jahr 2022: bis 30.09.2023 
・ Jahr 2023: bis 31.08.2024 
 
Für Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft gelten 
jeweils besondere Fristen. Im Rahmen des Inflati-
onsausgleichsgesetzes soll es außerdem für 
Steuerpflichtige mit geringem Einkommen, die nur 
aufgrund der Erstattung von Beiträgen zur Kran-
ken- und zur Pflegeversicherung abgabepflichtig 
wären, eine Befreiung von der Pflicht zur Abgabe 
einer Einkommensteuererklärung geben. 
 
 

Inflationsausgleichsprämie 
 
Begriff 
 
Zur Abmilderung weltweit steigender Verbraucher-
preise erhalten alle Arbeitgeber die Möglichkeit, ih-
ren Arbeitnehmern steuer- sowie beitragsfrei in 
der Sozialversicherung eine Sonderzahlung von 
bis zu 3.000 EUR zukommen zu lassen. Dies be-
trifft alle Berufsgruppen, nicht nur z. B. die sog. 
"systemrelevanten Berufsgruppen". Bei der Ge-
währung der Sonderzahlungen sind jedoch be-
stimmte Kriterien zu beachten, wie z. B. die Zu-
sätzlichkeitsvoraussetzung oder arbeitsrechtliche 
Gesichtspunkte in Bezug auf das Gleichbehand-
lungsgebot. 
 
Gesetze, Vorschriften und Rechtsprechung 
 
Arbeitsrecht: Die Rechtsgrundlage findet sich im 
Steuerrecht, die Auswahl der Mitarbeiter wird ein-
geschränkt durch den Gleichbehandlungsgrund-
satz nach dem AGG, das Mitbestimmungsrecht 
des Betriebsrats ergibt sich aus § 87 Abs. 1 
Nr. 10 BetrVG. 
Lohnsteuer: Grundlage der neuen Steuerfreiheit 
ist der neue § 3 Nr. 11c EStG, der die Inflations-
ausgleichsprämie für alle Arbeitnehmer steuerfrei 
stellt. 
Die Zahlung der Inflationsausgleichsprämie ist für 
Arbeitgeber freiwillig. Arbeitnehmer haben keinen 
Anspruch auf die Prämie. Es handelt sich ledig-
lich um eine abgabenrechtliche Begünstigung für 
den Fall, dass diese Prämie gezahlt wird. Unter-
nehmen sollten sich darauf einstellen, dass Ar-
beitnehmer, Betriebsräte und Gewerkschaften die 
Inflationsausgleichsprämie gleichwohl verlangen 
werden. 
Die Begünstigung gilt vom 26.10.2022 bis zum 
31.12.2024. Der lange Zeitraum soll den Unter-
nehmen hohe Flexibilität einräumen. 
Um steuerfrei zu sein, muss die Prämie dem Ar-
beitnehmer bis zum 31.12.2024 tatsächlich zuge-
flossen – also ausgezahlt worden – sein (Zufluss-
prinzip aus § 11 Abs. 1 Satz 1 EStG). 
 
 
 

Praxishinweise 
 
Grundsätzlich ist eine „Stückelung“ der Auszah-
lung möglich. 
 
In der Praxis werden wohl nicht nur steuer- und 
sozialversicherungsrechtliche sondern wohl auch 
arbeitsrechtliche Fragestellungen auftauchen, so 
dass eine Beratung im Vorfeld angeraten er-
scheint. 
 
 

Bewertung von Immobilien für  Erb-
schaft- und Schenkungsteuerzwecke 

 
Ab 01. Januar 2023 veränderte Größen für die 
Bewertung 
 
Ein paar unscheinbare Sätze im Jahressteuerge-
setz könnten für Erben und Beschenkte im Einzel-
fall durchaus spürbare Auswirkungen haben. Der 
Gesetzgeber musste Vorgaben des BVerfG um-
setzen und wird deshalb die sogen. Immobilien-
wertermittlungsverordnung anpassen. Als Ziel des 
Gesetzes wird angegeben, dass die Bewertung 
von Immobilien näher an die Marktwerte herange-
führt werden sollen. 
 
Die bisherigen Bewertungsverfahren (Vergleichs-
wert-, Sachwert- und Ertragswertverfahren) blei-
ben zwar bestehen, wohl ändern sich aber einige 
Eingangsgrößen. So werden zum Beispiel beim 
Ertragswertverfahren die sogen. Bewirtschaf-
tungskosten, die bisher pauschal als Prozentsatz 
der Miete angesetzt wurden, künftig detaillierter of-
fengelegt werden müssen. Das dürfte zu niedrige-
ren Abschlägen und somit höheren Werten führen. 
 
Auch der pauschale Liegenschaftszins soll, herab-
gesetzt werden für die Fälle, wo die Gutachteraus-
schüsse keine Werte vorgeben. Das erhöht eben-
falls den relevanten Immobilienwert. Beim Sach-
wertverfahren wird die Ermittlung des Gebäudesa-
chwerts aufwendiger. Außerdem sollen Regional-
faktoren eingeführt und die angenommenen Nut-
zungsdauern verlängert werden. 
 
Wunstorf im Dezember 2022 
 
Michael Frühauf, Steuerberater 
Fachberater im Gesundheitswesen (H:G/metax) 
 
Nicole Möller, Steuerberaterin 
Fachberaterin für das Gesundheitswesen (DStV e.V.) 
 
Maik Schönefeld, Steuerberater 
Wirtschaftsprüfer, Dipl.-Kaufmann 


